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Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Sicherung von Beweisen in besonderen Fällen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Beweise über Enteignungsmaßnahmen oder die- 
sen wirtschaftlich gleichstehende Maßnahmen, die 
nach dem 8. Mai 1945 in der sowjetischen Besat- 
zungszone Deutschlands oder dem sowjetisch be- 
setzten Sektor von Berlin getroffen worden sind, 
und über deren unmittelbare wirtschaftliche Folgen 
können auf Antrag nach diesem Gesetz gesichert 
werden. Entsprechendes gilt für Beweise über 
Rechtsgeschäfte, die Vermögensgegenstände betref- 
fen und auf Grund der politischen Verhältnisse in 
den bezeichneten Gebieten unter Zwang oder Dro- 
hung vorgenommen worden sind. 

§ 2 

(1) Die Beweise können gesichert werden durch 

1. Vernehmung von Zeugen und Sachver- 
ständigen, 

2. Entgegennahme von Urkunden, 

3. Einnahme des Augenscheins, 

4. Vernehmung des Antragstellers, 

5. Einholung von amtlichen Auskünften. 

(2) Es können nur solche Beweismittel benutzt 
werden, die in anderen als den in § 1 bezeichneten 
Gebieten zur Verfügung stehen. . 

§ 3 

(1) Für die Sicherung der Beweise ist das Amts- 
gericht zuständig, in dessen Bezirk der Antragstel- 
ler seinen Wohnsitz oder Sitz hat. Hat er im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes keinen Wohnsitz oder 
Sitz, so ist das Amtsgericht Köln zuständig. 

(2) In Fällen dringender Gefahr ist neben dem 
nach Absatz 1 zuständigen Gericht auch das Amts- 
gericht einstweilen zuständig, in dessen Bezirk die 
zu vernehmende Person sich aufhält oder der in 
Augenschein zu nehmende Gegenstand sich befin- 
det. 

(3) Das Gericht kann nach Anhörung des Antrag- 
stellers die Sache aus wichtigem Grunde an ein an- 
deres Amtsgericht abgeben. Die Abgabeverfügung 
ist für dieses Gericht bindend, 

§ 4 

(1) Auf das Verfahren sind, soweit in diesem 
Gesetz nichts anderes bestimmt ist, die Vorschriften 


des Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend anzuwen- 
den. 

(2) Beteiligter an dem Verfahren ist nur der An- 
tragsteller. 

§ 5 

(1) Antragsberechtigt ist 

1. im Fall des § 1 Satz 1 jeder, gegen den die 
Maßnahme gerichtet war, 

2. im Fall des § 1 Satz 2 derjenige, der zur 
Vornahme des Rechtsgeschäftes veranlaßt 
worden ist, 

oder sein Rechtsnachfolger. 

(2) Wird ein nach Absatz 1 Antragsberechtigter 
gegen seinen Willen außerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes in fremdem Gewahrsam fest- 
gehalten oder ist er verschollen, so ist auch antrags- 
berechtigt 

1. der Ehegatte, 

2. jeder eheliche Abkömmling oder jede die- 
sem rechtlich gleichgestellte Person, 

3. jeder Elternteil. 

(3) Antragsberechtigt ist nicht, wer seinen Wohn- 
sitz oder Sitz in den in § 1 bezeichneten Gebieten 
hat. 

§ 6 

(1) In dem Antrag ist der Sachverhalt darzulegen, 
für den die Beweise gesichert werden sollen. 

(2) Der Antrag soll die Bezeichnung der Beweis- 
mittel enthalten. Zeugen, Sachverständige und amt- 
liche Auskunftsstellen sollten benannt, Urkunden 
dem Antrag beigefügt werden. 

(3) Das Gericht hat darauf hinzuwirken, daß un- 
klare Angaben erläutert, ungenügende tatsächliche 
Angaben ergänzt und alle für die Aufklärung des 
Sachverhalts wesentlichen Erklärungen abgegeben 
werden. 

§ 7 

Uber den Antrag ist durch Beschluß zu entschei- 
den. Der Beschluß, durch den dem Antrag stattgege- 
ben wird, ist nicht anfechtbar. 

§ 8 

(1) Der Antragsteller ist berechtigt, der Verneh- 
mung von Zeugen und Sachverständigen sowie der 
Einnahme des Augenscheins beizuwohnen. Er ist 
nach Möglichkeit von jedem Termin rechtzeitig zu 
benachrichtigen. 
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(2) Auf die Vernehmung und Beeidigung der 
Zeugen und Sachverständigen sowie des Antrag- 
stellers sind die Vorschriften der Zivilprozeßord- 
nung entsprechend anzuwenden. 

(3) In der Niederschrift über die Vernehmung 
soll der Richter Beobachtungen über Umstände ver- 
merken, die etwaige Schlüsse auf die Richtigkeit 
oder Unrichtigkeit der Aussage zulassen. 

§ 9 

(1) Die Niederschriften sind von dem Amtsgericht 
aufzubewahren, bei dem das Verfahren durchge- 
führt worden ist. 

(2) Urkunden sind demjenigen zurückzugeben, der 
sie vorgelegt hat. Von jeder Urkunde ist eine be- 
glaubigte Abschrift bei dem in Absatz 1 bezeich- 
neten Amtsgericht aufzubewahren. Auf der Abschrift 
soll der Richter äußere Mängel einer Urkunde, die 
nicht aus der Abschrift ersichtlich sind, sowie son- 
stige Umstände vermerken, die gegen die Echtheit 
der Urkunde sprechen können. 

§ 10 

(1) Das Gericht hat dem Antragsteller über die 
Durchführung des Verfahrens eine Bescheinigung zu 
erteilen. Sie soll enthalten 

1. die Bezeichnung des Antragstellers, 


2. die Bezeichnung der Maßnahmen oder 
Rechtsgeschäfte, über die Beweise gesi- 
chert worden sind, 

3. die Bezeichnung der benutzten Beweis- 
mittel. 

(2) Die Erteilung der Bescheinigung ist nicht an- 
fechtbar. 

(3) Dem Antragsteller ist auf Verlangen eine be- 
glaubigte Abschrift der Niederschriften nach § 8 und 
der Vermerke nach § 9 Abs. 2 Satz 3 zu erteilen. 
Schreibgebühren werden hierfür nicht erhoben. 

§ 11 

Das Verfahren ist kostenfrei. Jedoch wird für die 
Zurückweisung des Antrags auf Durchführung des 
Verfahrens eine Gebühr von 50 Deutsche Mark und 
für die Verwerfung oder Zurückweisung einer Be- 
schwerde gegen die Entscheidung über einen sol- 
chen Antrag eine Gebühr von 100 Deutsche Mark 
nach den Vorschriften der Kostenordnung erhoben. 

§ 12 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 13 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1962 in Kraft. 
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